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Aktenzeichen: 3 AZR 61/87
Bundesarbeitsgericht 3« Senat Urteil vom 16. August 1988

- 3 AZR 61/87 -
I. Arbeitsgericht 

Hagen
Urteil vom 27. Februar 1985 
- 2 Ca 1745/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 21 
- 6 Sa 736/86

Nein
Ja
Nein

November 1986

Entscheidungsstichwort:
Anrechnung von Renten auf Beamtenversorgung

Gesetz: BetrAVG § 1 Beamtenversorgung; GG Art. 14 Abs. 1 Satz 1,
Art. 33 Abs. 5; BeamtVG §55; BGB § 242

Leitsätze:
1. Sagt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Versorgung 
nach den für Beamte geltenden Grundsätzen zu, darf er nach 
Maßgabe des § 55 BeamtVG die Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf die versprochene Versorgung anrech­
nen. Zu den Grundsätzen des Beamtenrechts gehören auch 
allgemeine Anrechnungsvorschriften.
2. Die Verweisung auf die für Beamte geltenden Grundsätze 
ist im Zweifel als Verweisung auf die jeweils für Beamte 
geltenden Rechtsvorschriften zu verstehen. Eine solche 
dynamische Verweisung, die auch zukünftige 'Änderungen er­
faßt, wird in der Regel den Interessen beider Parteien eher 
gerecht als eine Verweisung auf einen im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses bestehenden Rechtszustand. Soll nur 
die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltende Versor­
gungsordnung in Bezug genommen werden, muß dies deutlich 
zum 'Ausdruck gebracht werden.
3« Die Zusage einer Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen ist nicht schon dann anzupassen, wenn die 'Par­
teien davon ausgegangen sind, Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und Versorgungsbezüge könnten nebenein­
ander ungekürzt bezogen werden. Eine Anpassung der Ver­
einbarung an veränderte Umstände kommt jedoch dann in Be­
tracht, wenn sich die Vorstellungen der Parteien über eine 
angemessene Versorgung trotz der dynamischen Verweisung 
nicht mehr verwirklichen lassen.
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3 AZR 61/87
6 Sa 736/86 Haram
Verkündet am 
16. August 1988
Noll,
Reg.-HauptSekretärln 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP •

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. Juni 1988 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und Griebe- 
ling sowie die ehrenamtlichen Richter Heimann und Falken­
stein für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil
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des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 21. No­
vember 1986 - 6 Sa 736/86 - wird zurück­
gewiesen .

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darum, ob der beklagte Arbeitgeber auf 
das zu zahlende Ruhegeld die erwarteten Leistungen der gesetzli­
chen Rentenversicherung anrechnen darf.

Der am 1. April 1924 geborene Kläger war nach seiner Aus­
bildung zum Arzt vom 1. Dezember 1956 bis 31* Dezember 1970 an 
den Universitäten M und K als wissenschaftlicher Assi­
stent, Privatdozent, Oberarzt und wissenschaftlicher Rat be­
schäftigt. Er war zunächst Beamter auf Widerruf, später Beamter 
auf Lebenszeit. Er schied zum 31. Dezember 1970 aus dem Beam­
tenverhältnis aus. Die Zeiten der Tätigkeiten an den Universitä­
ten M und K wurden in der gesetzlichen Rentenversicherung
nachversichert.

Aufgrund eines Vertrags vom 27. Juli 1970 war der Kläger 
seit dem 1. Januar 1971 beim beklagten Träger des Krankenhauses
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als Chefarzt der Augenklinik angestellt. Der beklagte Kranken­
hausträger zahlte dem Kläger zunächst ein Gehalt "in Anlehnung an 
die Gruppe A 13 der Landesbesoldungsordnung Nordrhein-Westfalen" 
(durch Vertrag vom 28. August 1981 abgeändert in ein Gehalt nach 
der Gruppe A 15) und räumte ihm ein Liquidationsrecht für ärzt­
liche Leistungen bei der stationären Behandlung der selbstzah­
lenden Kranken der ersten und zweiten Pflegeklasse ein. Zur Al­
tersversorgung des Klägers enthält der Vertrag folgende Bestim- 
mung:

"§ 7 Versorgungs- und Versicherungsleistungen

1. Zur Abgeltung von Versorgungsansprüchen ir­
gendwelcher Art von Seiten des Chefarztes 
oder seiner Familie gewährt das Krankenhaus 
dem Chefarzt Anspruch auf Versorgung nach 
den für Kommunalbeamte im Lande Mordrhein- 
Westfalen geltenden Grundsätzen. Das Kran­
kenhaus läßt die Stelle des Chefarztes bei 
der Westfälisch-Lippischen Versorgungskasse 
versichern, welche die aus diesem Vertrage 
sich ergebenden Versorgungsverpflichtungen 
nach Maßgabe der Kassensatzung erfüllen 
wird. Der Berechnung.der Versorgungsleistun­
gen wird die Besoldungsgruppe A 14 LBO - NW 
zugrunde gelegt. Der Versorgungsanspruch 
richtet sich nicht unmittelbar gegen die 
Versorgungskasse, sondern gegen das Kran­
kenhaus .
Der Chefarzt hat dem Krankenhaus 50 % der 
an die Versorgungskasse zu entrichtenden 
Umlagebeiträge zu erstatten.

Scheidet der Chefarzt aus dem Dienst des 
Krankenhauses aus, bevor nach den Kassen­
satzungen Ansprüche an die Versorgungs­
kasse gestellt werden können, so hat er 
gegen das Krankenhaus keinen Anspruch auf 
Rückzahlung der geleisteten Beträge. Dabei 
ist es unerheblich, aus welchem Grunde das 
Vertragsverhältnis gelöst wird.
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n

Außerdem heißt es im Vertrag:

"§ 10 Nebenabreden

Mündliche Nebenabreden sind beiderseitig un­
gültig, sie bedürfen der Schriftform und der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung."

Bei den Vertragsverhandlungen hatte die Beklagte dem Kläger 
weitere Möglichkeiten einer Altersversorgung angeboten, nämlich 
eine Altersversorgung für Ärzte oder die Beteiligung an einer 
privaten Lebensversicherung. Der Kläger wählte die im Vertrag 
vereinbarte Versorgung.

Die Beklagte ließ durch die Westfälisch-Lippische Versor­
gungskasse die Versorgungsbezüge des Klägers berechnen. Diese 
teilte dem Kläger im Auftrag der Beklagten mit, daß er am 1. 
April 1985 ein Ruhegehalt von 4.655,25 DM erwarten könne. Auf 
dieses Ruhegehalt werde die Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung mit 1.169,10 DM angerechnet. Der Kläger könne des­
halb mit Versorgungsbezügen in Höhe von 3*^86,15 DM rechnen. Zur 
Begründung der Anrechnung der Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung berief sich die Beklagte auf § 55 BeamtVG irt der am 
22. Dezember 1981 beschlossenen Fassung.

Der Kläger hält die Anrechnung der Rente aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung nicht für zulässig. Eine solche Anrech­
nung sei nicht vereinbart worden. Die Parteien seien sich einig

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-5-

gewesen, daß dem Kläger die Versorgungsansprüche ungeschmälert, 
insbesondere ohne Anrechnung der gesetzlichen Sozialversiche­
rungsrente zustehen sollten. Mit der Verweisung auf eine Versor­
gung nach den für Kommunalbeamte geltenden Grundsätzen sei le­
diglich eine Vereinbarung über die Höhe der Versorgungsansprüche 
getroffen worden. Zumindest sei die Geschäftsgrundlage für die 
Versorgung nach der gesetzlichen Änderung - Einführung des 5 55 
BeamtVG - entfallen; der Dienstvertrag sei anzupassen.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflich­
tet ist, ihm bei Eintritt des Versorgungs­
falles Versorgungsbezüge ohne Anrechnung 
seiner von der Bundesanstalt für Angestell­
te gewährten gesetzlichen Sozialversiche­
rungsrente zu gewähren.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
eine Einigung der Parteien über die Nichtanrechnung der Bezüge 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung bestritten. Bei Ver­
tragsabschluß hätten die Parteien nicht an eine spätere Geset­
zesänderung mit Anrechnungsklausel gedacht.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
des Klägers ist ohne Erfolg geblieben. Mit der vom Landesar­
beitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Kläger seinen 

Antrag weiter.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Die Beklagte 
ist berechtigt, die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
auf die Versorgungsleistung anzurechnen.

1. Allein der Inhalt des Arbeitsvertrags 7) entscheidet 
darüber, ob und welche Bezüge die Beklagte auf das versprochene 
Ruhegeld anrechnen darf.

a) Die Behauptung des Klägers, die Parteien hätten die Nicht­
anrechnung der Bezüge der gesetzlichen Rentenversicherung aus­
drücklich vereinbart, ist unbeachtlich. Mündliche Nebenabreden 
zum Arbeitsvertrag sind nicht abgeschlossen worden. Das haben die 
Parteien in § 10 des Vertrags fest gehalten. Abreden vor Ver­
tragsabschluß sind damit hinfällig geworden. Abreden nach Ver­
tragsabschluß hat der Kläger nicht behauptet. Für die Wirksamkeit 
einer solchen Abrede wären nach § 10 des Arbeitsvertrags zudem 
die Schriftform und eine kirchenaufsichtliche Genehmigung erfor­
derlich gewesen.

b) Der Inhalt der Vereinbarung wird nicht davon berührt, daß 
die Parteien bei Abschluß des Vertrags übereinstimmend davon 
ausgingen, dem Kläger fließe das vereinbarte Ruhegehalt unge­
kürzt, ohne Anrechnung der Bezüge aus der gesetzlichen Renten­
versicherung zu. Dies entsprach der damaligen Rechtslage. Bis zum 
Inkrafttreten des § 55 BeamtVG n.F. (vgl. Art. 2 5 1 Nr. 7
des zweiten HStruktG vom 22. Dezember 1981 - BGBl I, 1523)
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konnte es zu Doppelversorgungen kommen. Doppelversorgung 1st die 
Häufung von Versorgungsleistungen aus öffentlichem Recht, die dem 
gleichen Zweck dienen, nämlich der Sicherung des angemessenen 
Lebensunterhalts im Alter und bei vorzeitiger Dienst- (Arbeits-) 
Unfähigkeit. DoppelVersorgungen wegen des Bezugs der Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung und des Bezugs eines Ruhege­
halts waren nicht gänzlich ausgeschlossen. Das Rentenrecht und 
das Beamtenversorgungsrecht stimmten in ihrer Systematik nicht 
überein. So konnten bei der Berechnung des Ruhegehalts solche 
Zeiten steigernd berücksichtigt werden, die auch im Rentenrecht 
steigernd wirkten (Doppelbemessungszeiten). Eine weitere Ursache 
lag in der Gestaltung der Ruhegeldskala. Erst durch $ 55 BeamtVG 
n.F. wurde eine Doppelversorgung der Versorgungsempfänger und 
damit zugleich eine Doppelbelastung der öffentlichen Haushalte 
verhindert. Bei Vertragsabschluß konnte der damals 46 Jahre alte 
-Kläger noch fast das volle Ruhegehalt nach A 13 (bzw. nach A 15) 
erdienen.

2.; § - 7 des Arbeits Vertrags enthält in bezug auf die Anrech­
nungsmöglichkeiten eine Verweisung auf die jeweils geltenden 
Grundsätze des Beamtenrechts.

a) § 7 des Arbeitsvertrags enthält eine Anrechnungsklausel. Das 
Versprechen einer "Versorgung nach den für Kommunalbeamte im 
Lande Nordrhein-Westfalen geltenden Grundsätzen" betrifft - ent­
gegen der Auffassung des Klägers - nicht nur die Höhe der zuge­
sagten Versorgung. Vielmehr soll der Kläger hinsichtlich seiner 
Versorgung so gestellt werden wie ein Kommunalbeamter im Lande
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Nordrhein-Westfalen. Zu diesen Grundsätzen gehören nicht nur Be­
stimmungen zur Höhe des Ruhegehalts, sondern auch allgemeine Be­
messungsgrundsätze und allgemeine Anrechnungsvorschriften. Die 
Bezugnahme auf diese Grundsätze kann sich auch zugunsten des Ar­
beitnehmers auswirken. Erhält z. B. der Ruhestandsbeamte eine 
jährliche Sonderzuwendung, muß auch der Arbeitgeber, der Versor­
gung nach den jeweils für Beamte maßgebenden Grundsätzen ver­
spricht, seinen Betriebsrentnern diese jährliche Sonderzuwendung 
zahlen (vgl. BAG Urteil vom 16. Oktober 1975 - 3 AZR 373/74 - 
AP Nr. 4 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Beamtenversorgung; ebenso BGH 
Urteil vom 8. Oktober 1979 - II ZR 177/78 - AP Nr. 6 zu 5 242 
BGB Ruhegehalt-Beamtenversorgung).

b) Mit der Verweisung auf die für Koramunalbeamte im Lande 
Nordrhein-Westfalen geltenden Grundsätze sind die jeweils gel­
tenden Grundsätze gemeint. Nur so konnte erreicht werden, daß der 
Kläger beim Eintritt eines Versorgungsfalls so gestellt wird wie 
Kommunalbeamte im Lande Nordrhein-Westfalen. Beide Parteien müs­
sen deshalb Änderungen in den Gesetzen, die die Versorgung für 
Kommunalbeamte im Lande Nordrhein-Westfalen regeln, hinnehmen. 
Davon ist das Landesarbeitsgericht mit Recht ausgegangen (vgl. 
zur Bedeutung einer Verweisung auf eine Leistungsordnung auch BAG 
Urteil vom 10. August 1982 - 3 AZR 90/81 - AP Nr. 7 zu § 5 
BetrAVG und zuletzt Urteil des Senats vom 3. Mai 1988 - 3 AZR 
419/86 -). Soll nur die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
geltende Versorgungsordnung in Bezug genommen werden, muß dies 
- wie das Landesarbeitsgericht mit Recht sagt - deutlich zum 
Ausdruck gebracht werden. Eine dynamische Verweisung auf allge-
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meine Grundsätze, die auch zukünftige Änderungen erfaßt, ist 
sachgerechter und wird in der Regel den Interessen beider Par­
teien eher gerecht als die statische Verweisung auf einen im 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bestehenden Rechtszustand.

c) Die Einwendungen des Klägers gegen diese Auslegung sind 
nicht berechtigt. Ihr steht nicht entgegen, daß der Kläger kein 
Beamter war. Jeder Arbeitgeber kann seinen Arbeitnehmern Versor- 
gung nach den für Beamte geltenden Grundsätzen versprechen. Bei 
einem Beamten ist die Versorgung gesetzlich geregelt, bei Ar­
beitnehmern muß die Versorgung vertraglich vereinbart werden. Das 
ist hier geschehen. Auf die Berechnung der Versorgung hat auch 
der Umstand, daß sich der Kläger mit 50 % an den Umlagebeiträgen 
zur Versorgungskasse beteiligen mußte, keinen Einfluß. Diese Ab­
rede betrifft die Aufbringung der Mittel. Die Berechnung der 
Versorgungsbezüge muß dagegen nach den jeweils geltenden Grund­
sätzen für Kommunalbeamte des Landes Nordrhein-Westfalen erfol­
gen. Dem Kläger ist keine Versorgung eigener Art versprochen 
worden, sondern eine Versorgung nach den für Kommunalbeamte im 
Lande Nordrhein-Westfalen geltenden Grundsätzen.

3. Die jetzt maßgebenden Grundsätze des Beamtenrechts über die 
Anrechnung anderweitiger Leistungen sind in § 55 BeamtVG in der 
Fassung des Gesetzes vom 22. Dezember 1981 enthalten. Diese Be­
stimmung gestattet die Anrechnung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf das nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
ermittelte Ruhegehalt. Die Vorschrift befaßt sich mit dem Ruhen 
von Versorgungsbezügen bei deren Zusammentreffen mit Renten aus
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den gesetzlichen Rentenversicherungen. Sie will eine als "Dop­
pelversorgung" bezeichnete überhöhte Versorgung verhindern. Ur­
sachen der überhöhten Versorgung liegen vor allem darin, daß nach 
dem Beamtenversorgungsgesetz nahezu sämtliche in privatrechtli­
chem Arbeitsverhältnis bei öffentlich-rechtlichen Dienstherren 
verbrachten Zeiten als ruhegehaltsfähige Dienstzeit in der Beam­
tenversorgung und zugleich als rentenbegründend und rentenstei­
gernd in den gesetzlichen Rentenversicherungen berücksichtigt 
werden. Die früheren Anrechnungsregeln haben sich als unzurei­
chend erwiesen, weil die volle Beamtenversorgung bereits nach 35 
Dienst Jahren erreicht werden kann, und weil nicht alle Doppelbe­
messungszeiten erfaßt wurden. Deshalb trifft § 55 BeamtVG eine 
umfassende Ruhensregelung.

Auch beim Kläger wurde das Ruhegehalt unter Berücksichtigung 
der Ausbildungszeit und der vorausgegangenen Zeit einer Beschäf­
tigung im öffentlichen Dienst berücksichtigt (vgl. Berechnung 
der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit im Schreiben der Westfälisch- 
Lippischen Versorgungskasse an den Kläger vom 3* April 1985).
Nur so kommt der Kläger in seinem Besoldungsdienstalter auf die 
Endstufe. Die gleichen Zeiten werden in der gesetzlichen Renten­
versicherung berücksichtigt, da die früheren Arbeitgeber den 
Kläger für die Zeiten seiner Tätigkeit nachversichert haben.

§ 55 BeamtVG in der hier anzuwendenden Fassung ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar (vgl. BVerfG vom 30. September 1987 
- 2 BvR 933/82 -). Die Bestimmung verstößt nicht gegen Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 GG. Die vom Kläger erworbene Rente aus der ge-
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setzlichen Rentenversicherung wird voll ausgezahlt. Nur die Be­
amtenversorgungsbezüge ruhen, soweit sie die Höchstgrenze über­
steigen. Das Prinzip der ausreichenden Alimentation eines Beamten 
(Art. 33 Abs. 5 GG) wird nicht verletzt; der Kläger erhält 
insgesamt eine angemessene Versorgung.

4. Der Vertrag über die Versorgung des Klägers kann so wie 
vereinbart durchgeführt werden. Er braucht nicht wegen Wegfalls 
der Geschäftsgrundlage angepaßt zu werden ($ 242 BGB).

Geschäftsgrundlage sind nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs und des Bundesarbeitsgerichts die bei Abschluß 
des Vertrags zutage getretenen, dem anderen Teil erkennbar ge­
wordenen und von ihm nicht beanstandeten Vorstellungen einer 
Partei oder die gemeinsamen Vorstellungen beider Parteien vom 
Vorhandensein oder dem künftigen Eintritt gewisser Umstände, so­
fern der Geschäftswille der Parteien hierauf aufbaut (vgl. BAGE 
52, 273? 276 = AP Nr. 7 zu § 242 BGB Geschäftsgrundlage, zu 2 b 
der Gründe). Hierzu rechnet auch ein beiderseitiger Irrtum in der 
Beurteilung der Rechtslage bei Abschluß eines Vertrags, x̂ enn ohne 
diesen beiderseitigen Rechtsirrtum der Vertrag nicht, wie ge­
schehen, geschlossen worden wäre.

Im vorliegenden Fall sind beide Parteien davon ausgegangen, 
daß der Kläger sein Ruhegehalt ungekürzt erhalten werde. Diese 

Annahme mag der damaligen Rechtslage entsprochen haben. Die Par­
teien haben sich Uber die Rechtslage bei Abschluß des Vertrages 
nicht geirrt. Sie haben nur die möglichen Entwicklungen falsch
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eingeschätzt. Die Geschäftsgrundlage hätte sich deshalb nur dann 
geändert, wenn sich die gemeinsamen Vorstellungen beider Parteien 
Uber die Versorgung eines Kommunalbeamten im Lande Nordrhein- 
Westfalen nach dem jetzt geltenden Recht nicht mehr angemessen 
verwirklichen ließen. Das aber ist nicht der Fall. Die Versorgung 
des Klägers nach beamtenrechtlichen Grundsätzen ist im wesentli­
chen erhalten geblieben. Der Kläger genießt nach wie vor die 
Vorzüge einer solchen Versorgung, auch etwa im Verhältnis zu ei­
ner Versorgung durch eine Lebensversicherung. So werden z. B. 
die Versorgungsbezüge eines Beamten ständig an die Bezüge eines 
aktiven Beamten angepaßt. Die dynamische Verweisung auf die je­
weiligen Grundsätze der Versorgung eines Kommunalbeamten im Lande 
Nordrhein-Westfalen bietet dem Kläger eine weitgehende Sicherung 
gegen den Wert Verlust seiner Versorgungsbezüge.

Im übrigen enthält eine dynamische Verweisung ein Risiko für 
beide Parteien. Gesetzliche Änderungen zum Vorteil des versor­
gungsberechtigten Beamten muß die Beklagte ebenso hinnehmen wie 
der Kläger nachteilige gesetzliche Änderungen der maßgebenden 
Grundsätze. Es ist also nicht richtig, daß dem Kläger einseitig 
das Risiko einer Änderung der Grundsätze zugemutet würde.

Dr. Heither
Heimann

Schaub
Falkenstein

Griebeling
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